
Aus den Ländern Dienstag, 19. Januar 2016

Ende auch per Volksabstim-
mung über eine modernisierte
Version entscheiden.

TODESSTRAFE IN HESSEN
Das bekannteste Beispiel

dafür, dass die seinerzeit mo-
derne Verfassung von 1946
überholt ist, ist die Todesstra-
fe in Artikel 21. Dort heißt es:
„(...) Bei besonders schweren
Verbrechen kann er zum Tode
verurteilt werden.“ Hinter-
grund: Die Verfasser standen
damals noch unter dem Ein-
druck der Naziverbrechen.

Mit dem drei Jahre später,
1949, verabschiedeten Grund-
gesetz wurde die Todesstrafe
in der Bundesrepublik jedoch
abgeschafft. Da Bundesrecht
Landesrecht bricht, ist Artikel
21 der Landesverfassung ge-
genstandslos. Dennoch soll
die Todesstrafe nach dem Wil-
len der Politiker gestrichen
werden.

WEITERE ÜBERHOLTE ARTIKEL
In der Verfassung sind au-

ßerdem aus heutiger Sicht
noch folgende Festlegungen
enthalten, die weiterhin gel-
ten, vom Grundgesetz aber
teilweise eingeschränkt sind:

V O N M A X H O L S C H E R

WIESBADEN. Hessen will sei-
ne etwas angestaubte Verfas-
sung von 1946 ändern. Im De-
zember setzte der Landtag ei-
nen Sonderausschuss (En-
quetekommission) ein, der ge-
meinsam mit Fachleuten Vor-
schläge erarbeiten soll. Ledig-
lich die Linke stimmte dage-
gen.

An der Überarbeitung der
bundesweit ältesten Landes-
verfassung sollen auch die
Bürger beteiligt werden –
schließlich müssen sie am

Hessen plant, Verfassung zu erneuern
Landtag möchte unter anderem Todesstrafe streichen – Ehrenamt soll dagegen gestärkt werden

• Angehörige
regierender und
ehemals regieren-
der Häuser (Bun-
desfürsten), die
bis 1918 in
Deutschland oder
einem anderen
Land regiert ha-
ben, dürfen nicht
Mitglied der Lan-
desregierung wer-
den.

• Verbot der Aus-
sperrung: Im Ar-
beitskampf, also
im Streik, dürfen
Arbeitnehmer
nicht von der Ar-
beit ohne Fort-
zahlung des Ar-
beitslohnes aus-
gesperrt werden.
Dieses Mittel ist
normalerweise
die Antwort der
Arbeitgeberseite
auf einen Streik
(Abwehraussper-
rung) und soll die
Kosten des
Streiks senken.

• In der Verfas-

sung festgehalten war zudem
die Verstaatlichung des Berg-
baus, der Stahlindustrie und
der Energiewirtschaft, die
aber nie realisiert wurde.

DAS SOLL HINEIN
Einige Themen, die die Par-

teien verändern wollen, ha-
ben CDU, Grüne, SPD und FDP
bereits aufgelistet: Das Ehren-
amt soll gestärkt werden, die
Hürden für Volksbegehren
und -entscheide gesenkt und
das passive Wahlalter von 21
auf 18 herabgesetzt werden.

Mit den Diskussionen über
die Veränderungen soll die 15-
köpfige Enquetekommission
jetzt beginnen.

Sie setzt sich aus Abgeord-
neten der Fraktionen zusam-
men. Zudem sendet die Lan-
desregierung einen Vertreter,
weiterhin kommen unabhän-
gige Sachverständige hinzu.
Sie sollen ein Konzept erarbei-
ten, wie die Bevölkerung be-
teiligt werden kann.

Es ist nicht der erste Ver-
such, die Verfassung zu mo-
dernisieren. Bereits von 2003
bis 2005 diskutierte eine En-
quetekommission darüber –
ohne Ergebnis.

Gilt teilweise als verstaubt: Die Landesverfas-
sung Hessens geht in ihr 70. Jahr. Die Regie-
rung will sie überarbeiten. Foto:dpa

Das Thema
In diesem Jahr wird die
hessische Verfassung 70
Jahre alt. Sie ist damit die
älteste in Deutschland.
Viele der Inhalte sind in-
zwischen überholt. Promi-
nentestes Beispiel: Die To-
desstrafe. Der Landtag hat
jetzt beschlossen, die Ver-
fassung zu überarbeiten.

Uni Gießen
präpariert
Pottwal
Die tonnenschweren
Überreste eines vor Hel-
goland gestrandeten
Pottwals sind an der Uni
Gießen angekommen.
Mit einem Kran luden
mehrere Tierpräparato-
ren gestern die Teile in ei-
nen Container. In den
kommenden Monaten
sollen die Knochen so be-
handelt werden, dass sie
ausgestellt werden kön-
nen. „Das ist Neuland für
uns“, sagte Professor Ste-
fan Arnhold vom Institut
für Veterinär-Anatomie.
Ein Tier dieser Größe sei
bislang in Gießen noch
nicht präpariert worden.

Foto: dpa

Anreiz beschlossen (siehe Hin-
tegrund). Ob und wieviele Ge-
meinden dem Lockruf des Gel-
des folgen, ist aber noch un-
klar. Die FDP fordert ein Pi-
lotprgoramm. Bei der Regie-
rung stoße die Neuordnung
der kommunalen Strukturen
auf „taube Ohren“, so Frakti-
onschef Florian Rentsch. (dpa)

Zusammenlegen von Standes-
ämtern, Schwimmbädern
oder Bauhöfen, um Kosten zu
sparen. Bei Zwergkommunen
hat dies aber meist nur wenig
Sinn, weil sie nur wenige sol-
cher Einrichtungen haben.
Hessen hat trotz der Gebiets-
reform in den 1970er Jahren
noch 220 Kommunen mit we-
niger als 7500 Einwohner. 120
davon haben sogar weniger
als 5000.

Der Landtag hat für Fusio-
nen nun einen finanziellen

darüber wird aber gestritten.
„Wir sind gegen Zwangsfu-

sionierung. Wir wollen die
Freiwilligkeit motivieren“,
sagt der kommunalpolitische
Sprecher der CDU-Fraktion,
Alexander Bauer. Schon etli-
che Male haben sich Landes-
und Kommunalpolitiker die
Finger verbrannt und sind
letztlich am Bürgerwillen ge-
scheitert.

Recht frisch ist noch die Er-
innerung an den fehlgeschla-
genen Zusammenschluss der
Odenwald-Städte Erbach und
Michelstadt. Obwohl beide
Kommunalparlamente die Fu-
sion wollten, lehnten die Bür-
ger den Zusammenschluss
2009 ab. Unvergessen ist die
spektakulärste Pleite in Hes-
sen, als 1977 die Städte Wetz-
lar und Gießen zwangsweise
zur Retortenstadt Lahn ver-
schmolzen wurden. Nach hef-
tigem Widerstand der Bevöl-
kerung wurde das künstliche
Gebilde 31 Monate später wie-
der aufgelöst.

Das Zauberwort heißt nun
interkommunale Zusammen-
arbeit: Gemeint ist damit das

munalwahl darüber. Sollten
sie zustimmen, hätte das eine
Signalwirkung über die ländli-
che Region hinaus.

Schon vorab erfahren die
Absichten der wackeren Oden-
wälder breite Unterstützung
im Landtag – sowohl von Re-
gierungsparteien als auch Op-
position. Auch die kommuna-
len Spitzenverbände sind da-
für. Denn es herrscht Konsens,
dass es Bedarf für mehr Koope-
ration bis hin zu Fusionen
gibt, weil Hessens Kommunen
oft hohe Schulden haben. In
welcher Form Landtag und Re-
gierung jedoch solche Koope-
rationen anschieben sollen,
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WIESBADEN. Hessens Landes-
parlament wird Anfang März
seinen Blick auf vier kleine
Gemeinden im Odenwald
richten: Dort wollen die Orte
Beerfelden, Hesseneck, Ro-
thenberg und Sensbachtal fu-
sionieren zu der Gemeinde
Oberzent mit dann 10 000 Ein-
wohnern. Die Oberzent ist der
südliche Teil des Odenwald-
kreises mit Beerfelden als
Hauptort. Der Name leitet sich
von der Zent, dem mittelalter-
lichen Gerichtsbezirk, ab. Am
6. März entscheiden die Bür-
ger zusammen mit der Kom-

Land will Fusion ohne Zwang
Im Odenwald wollen sich vier kleine Kommunen zusammenschließen – Regierung lockt mit Geld
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GEPLANTE FUSION

Voraussetzungen
Bürger können in dem Entscheid
nur mit Ja oder Nein stimmen.
Außerdem müssen in allen vier
Orten jeweils mindestens 25
Prozent der Wahlberechtigten
an die Urne gehen. Und in jedem
Ort muss die Mehrheit für die Fu-
sion stimmen. Sollte es in einer
Gemeinde eine Mehrheit dage-
gen oder Stimmengleichheit ge-
ben, ist die Fusion bereits ge-
scheitert. Genau das passierte
vor drei Monaten in Mittelhes-
sen, als beim geplanten Zusam-
mengehen von Steffenberg und
Angelburg in einer Gemeinde
die Mehrheit verfehlt wurde.
(dpa)

Ländernotizen
Waffenfund bei
Stadtverordnetem
Die Staatsanwaltschaft Frankfurt
wirft dem Stadtverordneten und
früheren NPD-Landesvorsitzen-
den Jörg Krebs unerlaubten Waf-
fenbesitz vor, so die Sprecherin
der Behörde, Nadja Niesen. Im
Zuge eines Ermittlungsverfah-
rens wegen der Verwendung
verbotener Nazi-Kennzeichen
war die Waffe während einer
Hausdurchsuchung bei Krebs
gefunden worden. Nun warte
man, dass Krebs sich zu dem
Fund äußert.

Jedes dritte Flugzeug
in Frankfurt enteist
Bei Minustemperaturen ist am
Frankfurter Flughafen gestern
fast jedes dritte Flugzeug vor
dem Start enteist worden. Von
180 Abflügen bis zum Mittag sei-
en 50 betroffen gewesen, sagte
ein Sprecher des Flughafenbe-
treibers Fraport. Durch das Ent-
eisen mit Auftauflüssigkeit sei es
zu einigen Verspätungen ge-
kommen. Ob die Prozedur nötig
sei, hänge von der Temperatur
und der Luftfeuchtigkeit ab. Die
Entscheidung treffe der Pilot.

Streit in Unterkunft:
18-Jähriger verletzt
Bei einem Streit in einem Flücht-
lingsheim in Obertshausen
(Landkreis Offenbach) ist ein 18-
Jähriger am späten Sonntag-
abend schwer verletzt worden.
Laut Polizei hatte ein 31-jähriger
Asylbewerber aus Algerien mit
einer Bierflasche und einem
Bettpfosten auf seinen 18-jähri-
gen Landsmann eingeschlagen.
Der geflüchtete Täter wurde
später festgenommen.

Innensenator von
Hamburg tritt zurück
Hamburgs In-
nen- und Sport-
senator Michael
Neumann (45/
Foto) tritt zu-
rück. Über
Gründe war zu-
nächst nichts
bekannt. Neumann, der zum
rechten Flügel der SPD zählt, gilt
jedoch seit der am Bürgerwillen
gescheiterten Olympiabewer-
bung als amtsmüde. Sein Nach-
folger soll Andy Grote werden,
so Regierungschef Olaf Scholz
(beide SPD) gestern Abend. Gro-
te leitet bislang das Bezirksamt
Hamburg-Mitte.

Schneebericht
Noch ist es winterlich in der Re-
gion. Aktuelle Auskunft über Loi-
pen und Pisten gibt es jeweils am
Schneetelefon.

Habichtswald/ Hohes Gras:
Winterwetter, Skilifttelefon:
05 61 - 3 16 26 95, Loipentele-
fon: 05 61 - 10 03 11 22

Meißner:
Winterwetter, www.naturpark-
mkw.de/im-winter/schneebe-
richt ,
Tel.: 0 56 02 - 93 56 17

Winterberg und Willingen:
Wintersport möglich,
www.wintersport-arena.de

Rhön / Wasserkuppe:
Wintersport möglich,
www.osthessen-wintersport.de ,
Tel. 0 66 54 - 12 11

Knüll / Eisenberg:
Winterwetter:
www.skilift-eisenberg.de , Tel.
06677 - 6 66, 0 66 51 - 98 00

Kellerwald / Battenhausen:
Winterwetter:
www.skilift-battenhausen.de
Tel. 0 64 56 – 9 29 86 53,
0 64 56 – 14 16,
01 60 – 6 86 65 29

Helsa / Hirschberg:
Winterwetter:
www.skiclub-helsa.de

SALZGITTER. Überlegungen
für eine Erweiterung des
Atommüll-Endlagers Schacht
Konrad in Salzgitter sind end-
gültig vom Tisch. „Eine Erwei-
terung ist nicht geplant. Es
gibt auch keine Diskussion
mehr darüber“, so der Präsi-
dent des Bundesamtes für
Strahlenschutz (BfS), Wolfram
König. 2015 hatte ein Entwurf
des nationalen Entsorgungs-
plans für Aufruhr gesorgt, wo-
nach sich in Deutschland die
Menge der schwach- und mit-
telradioaktiven Abfälle  auf
bis zu 600 000 Kubikmeter

verdoppeln könnte. Schacht
Konrad ist für 303 000 Kubik-
meter genehmigt. (dpa)

Schacht
Konrad
nicht größer
Erweiterungspläne
sind vom Tisch

Gesetz ermöglicht finanziellen Anreiz
In einem öffentlich kaum be-
achteten Gesetz hat der
Landtag kurz vor Weihnach-
ten einen neuen Anreiz für
Fusionen geschaffen. Mit den
rund 80 Millionen Euro, die
die unter dem finanziellen
Schutzschirm des Landes ste-

henden Gemeinden nicht ab-
gerufen haben, sollen nun an-
dere begünstigt werden. Vo-
raussetzung für deren Ent-
schuldung bis zu fast 50 Pro-
zent ist aber, dass sie sich, wie
im Odenwald, zusammen-
schließen wollen. (dpa)
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